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Drucksache IV/ 2285 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

Uber den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Wiener Übereinkommen vom 18. April 1961 
über diplomatische Beziehungen 

— Drucksache IV/ 1586 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. von Merkatz 


1. Der Deutsche Bundestag hat in seiner 94. Plenar- 
sitzung am 6. November 1963 den Gesetzentwurf 
— Drucksache IV/ 1586 — an den Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten federführend und an 
den Rechtsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 
Der federführende Ausschuß hat sich in seiner 
Sitzung am 18. März 1964 mit dem Gesetzentwurf 
befaßt und demselben zugestimmt. Der mitbera- 
tende Ausschuß hat das gleiche Votum abge- 
geben. 

2. a) Das Wiener Abkommen vom 18, April 1961 ist 
das Ergebnis einer Konferenz über diplomati- 
schen Verkehr und Immunitäten, die auf Grund 
der Resolution der XIV. Vollversammlung der 
Vereinten Nationen in Wien vom 2. März bis 
18. April 1961 stattgefunden hat. Es stellt eine 
Kodifizierung des auf dem Gebiet des Gesandt- 
schaftsrechts bestehenden Völkergewohnheits- 
rechts dar und bedeutet eine Vereinheitlichung 
und fortschrittliche Entwicklung dieses Gewohn- 
heitsrechts. Es behandelt insbesondere die Auf- 
nahme diplomatischer Beziehungen zwischen den 
Staaten und die Errichtung ständiger diplomati- 
scher Missionen, die Stellung und den Wirkungs- 
kreis der Missionschefs sowie die diplomatischen 
Vorrechte und Befreiungen. Zu den einzelnen Be- 
stimmungen wird auf die Denkschrift der Bun- 
desregierung in der Drucksache IV/1586, S. 84 ff. 
hingewiesen. 

Von den 81 Staaten, die der Einladung zur Wie- 
ner Konferenz gefolgt waren, haben bis Oktober 
1963 63 Staaten das Wiener Übereinkommen 
unterzeichnet, 5 Staaten haben es gemäß dessen 
Artikel 49 ratifiziert. 


Nach Artikel 50 des Übereinkommens kann ihm 
jeder Staat bei treten, der einer der vier folgenden 
Gruppen angehört: 

aa) Mitgliedsstaaten der VN, 

bb) Mitgliedstaaten der Sonderorganisationen 
der VN, 

cc) Vertragsstaaten der Satzung des Internatio- 
nalen Gerichtshofs, 

dd) Staaten, die die Generalversammlung der 
VN einlädt, Vertragspartei des Übereinkom- 
mens zu werden. 

b) Das Übereinkommen wird ergänzt durch das 
Fakultativ-Protokoll über den Erwerb der Staats- 
angehörigkeit und das Fakultativ-Protokoll über 
die obligatorische Beilegung von Streitigkeiten, 
beide — ebenso wie das Übereinkommen selbst — 
vom 18. April 1961. 

Das Fakultativ-Protokoll über den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit hat den Zweck, Regeln 
über den Erwerb der Staatsangehörigkeit durch 
die Mitglieder der diplomatischen Missionen und 
der zu ihrem Haushalt gehörenden Familienmit- 
glieder aufzustellen. Nach Artikel II des Proto- 
kolls erwirbt dieser Personenkreis, unter der 
Voraussetzung, daß es sich nicht um Angehörige 
des Empfangsstaates handelt, nicht lediglich kraft 
der Rechtsvorschriften des Empfangsstaates des- 
sen Staatsangehörigkeit. Diese Bestimmung hat 
vor allem für jene Empfangsstaaten Bedeutung, 
deren Staatsangehörigkeit dem „ius soll" folgt. 

c) Das Fakultativ-Protokoll über die obligato- 
rische Beilegung von Streitigkeiten sieht in Arti- 
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kel I vor, daß Streitigkeiten über die Auslegung 
oder Anwendung des Übereinkommens der obli- 
gatorischen Gerichtsbarkeit des Internationalen 
Gerichtshofs unterliegen und diesem daher durch 
Klage einer Streitpartei, die Vertragspartei des 
Protokolls ist, unterbreitet werden können. Nach 
Artikel II können die Parteien jedoch auch Über- 
einkommen, eine zwischen ihnen bestehende 
Streitigkeit nicht dem Internationalen Gerichts- 
hof, sondern einem Schiedsgericht zu unterbrei- 
ten. Nach Ablauf einer genannten Frist kann 
jede Partei die Streitigkeit im Klagewege dem 
Gerichtshof unterbreiten. 

3. Die Bundesrepublik Deutschland hat das Über- 
einkommen und das Fakultativ-Protokoll über die 
obligatorische Beilegung von Streitigkeiten am 
18. April 1961 in Wien und das Fakultativ-Proto- 
koll über Staatsangehörigkeitsfragen am 28. März 
1962 in New York unterzeichnet. 

Das Übereinkommen und das Fakultativ-Proto- 
koll über den Erwerlb der Staatsangehörigkeit 
bedürfen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 


gesetzes der Zustimmung der für die Bundesge- 
setzgebung zuständigen Körperschaften -in der 
Form eines Bundesgeselzes, da sie sich auf Ge- 
genstände der Bundesgesetzgebung beziehen. Das 
Fakultativ-Protokoll über die obligatorische Bei- 
legung von Streitigkeiten ist aus dem Gesichts- 
punkt des Gesamtzusammerihangs mit dem Über- 
einkommen zustimmungsbedürftig. 

4. Da die Bundesrepublik weder Mitglied der VN ist 
noch zu den Partnern des Statuts des Internatio- 
nalen Gerichtshofs gehört, ist es bezüglich des 
Fakultativ-Protokolls über die obligatorische Bei- 
legung von Streitigkeiten nach Artikel 35 Abs. 2 
des Statuts des Internationalen Gerichtshofs und 
nach der Entschließung des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen vom 15. Oktober 1946 er- 
forderlich, daß die Bundesrepublik dem Interna- 
tionalen Gerichtshof gegenüber eine Erklärung 
abgibt, in der sie die Zuständigkeit des Gerichts- 
hofs für die -in dem Protoikoll genannten Streit- 
fälle anerkennt und sich verpflichtet, die Ent- 
scheidungen des Gerichtsihofs bona fide ausizu- 
führen. 


Bonn, den 25. Mai 1964 


Dr. von Merkatz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1586 — 
unverändert anzunehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

gegenüber dem Internationalen Gerichtshof die 
nach Artikel 35 Abs. 2 dessen Statuts und nach 
der Entschließung des Sicherheitsrats der Ver- 
einten Nationen vom 15. Oktober 1946 erforder- 
liche Erklärung abzugeben, durch welche sie die 
Zuständigkeit des Gerichtshofs für die in dem 
Fakultativ-Protokoll über die obligatorische Bei- 
legung von Streitigkeiten genannten Streitfällen 
anerkennt. 


Bonn, den 25. Mai 1964 


Der Ausschuß 

für auswärtige Angelegenheiten 
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Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Dr. von Merkatz 

Berichterstatter 



